Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/660 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Luda, Dr. Artzinger, Burgemeister, 
van Delden, Illerhaus, Müller-Hermann und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Umsatzsteuergesetzes 
(Mehrwertsteuergesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Steuergegenstand und Geltungsbereich 

§ 1 

Steuerbare Umsätze 

(1) Der Umsatzsteuer unterliegen die folgenden 
Umsätze: 

1. Die Lieferungen und sonstigen Leistungen, 
die ein Unternehmer im Inland gegen Ent- 
gelt im Rahmen seines Unternehmens aus- 
führt. Die Steuerpflicht wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß der Umsatz aufgrund 
gesetzlicher oder behördlicher Anordnung 
bewirkt wird oder kraft gesetzlicher Vor- 
schrift als bewirkt gilt. 

2. Der Eigenverbrauch. Solcher liegt vor, 
wenn ein Unternehmer im Inland Gegen- 
stände aus seinem Unternehmen für 
Zwecke entnimmt, die außerhalb des Un- 
ternehmens liegen. 

3. Die Einfuhr von Gegenständen in das In- 
land (Ausgleichsteuer). 

(2) Inland im Sinne des Absatzes 1 ist das Reichs- 
gebiet mit Ausnahme der Zollausschlüsse und der 
Zollfreigebiete. Ausland ist das Gebiet, das hier- 
nach nicht Inland ist. Wird ein Umsatz im Inland 
ausgeführt, so kommt es für die Besteuerung nicht 
darauf an, ob der Unternehmer deutscher Staats- 
angehöriger ist, seinen Wohnsitz oder Sitz im In- 
land hat, im Inland eine Betriebsstätte unterhält, 
die Rechnung erteilt oder die Zahlung empfängt. 


§ 2 

Unternehmer, Unternehmen 

(1) Unternehmer ist, wer eine gewerbliche oder 
berufliche Tätigkeit selbständig ausübt. Das Unter- 
nehmen umfaßt die gesamte gewerbliche oder be- 
rufliche Tätigkeit des Unternehmers. Gewerblich 
oder beruflich ist jede nachhaltige Tätigkeit zur Er- 
zielung von Einnahmen, auch wenn die Absicht, Ge- 
winn zu erzielen, fehlt oder eine Personenvereini- 
gung nur gegenüber ihren eigenen Mitgliedern tätig 
wird. 

(2) Die gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 
wird nicht selbständig ausgeübt, 

1. soweit natürliche Personen einzeln oder 
zusammengeschlossen einem Unternehmen 
derart eingegliedert sind, daß sie den 
Weisungen des Unternehmers zu folgen 
verpflichtet sind; 

2. wenn eine juristische Person dem Willen 
eines Unternehmers derart untergeordnet 
ist, daß sie keinen eigenen Willen hat 
(Organgesellschaft). Diese Voraussetzung 
ist erfüllt, wenn die juristische Person 
nach dem Gesamtbild der tatsächlichen 
Verhältnisse finanziell, wirtschaftlich und 
organisatorisch in sein Unternehmen ein- 
gegliedert ist. 

(3) Der Bund, die Länder, die Gemeinden, die Ge- 
meindeverbände, die Zweckverbände und andere 
Körperschaften des öffentlichen Rechts sind insoweit 
nicht gewerblich oder beruflich tätig, als sie öffent- 
lich-rechtliche Aufgaben erfüllen (Ausübung der 
öffentlichen Gewalt). Zu den Betrieben und Verwal- 
tungen der Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
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die der Ausübung der öffentlichen Gewalt dienen, 
gehören auch Schlachthöfe und Anstalten zur Nah- 
rungsmitteluntersuchung, zur Desinfektion, zur 
Müllbeseitigung, zur Straßenreinigung, zur Vernich- 
tung von Tierleichen und zur Abführung von Spül- 
wasser und Abfällen; dies gilt auch dann, wenn 
diese Betriebe und Verwaltungen in der Form pri- 
vat-rechtlicher Gesellschaften betrieben werden, so- 
fern die Anteile an ihnen ausschließlich dem Bund 
oder anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts 
gehören und die Erträge ausschließlich diesen Kör- 
perschaften zufließen. Eine gewerbliche oder beruf- 
liche Tätigkeit wird von den in Satz 2 genannten 
Betrieben und Verwaltungen insoweit ausgeübt, als 
sie Leistungen ausführen, die nicht regelmäßig mit 
diesen Betrieben und Verwaltungen verbunden 
sind. 

(4) Die Umsätze des Bundes und der Länder bei 
der Verwaltung des Bundesgesetzblattes, der von 
den Ländern herausgegebenen Gesetzblätter und 
der Amtsblätter unterliegen nicht der Umsatzsteuer. 

§ 3 

Lieferungen, sonstige Leistung 

(1) Lieferungen eines Unternehmers sind Lei- 
stungen, durch die er oder in seinem Auftrag ein 
Dritter den Abnehmer oder in dessen Auftrag einen 
Dritten befähigt, im eigenen Namen über einen Ge- 
genstand zu verfügen (Verschaffung der Ver- 
fügungsmacht). 

(2) Schließen mehrere Unternehmer über densel- 
ben Gegenstand Umsatzgeschäfte ab und werden 
diese Geschäfte dadurch erfüllt, daß der erste Unter- 
nehmer dem letzten Abnehmer in der Reihe un- 
mittelbar die Verfügungsmacht über den Gegen- 
stand verschafft, so gilt die Lieferung an den letzten 
Abnehmer gleichzeitig als Lieferung eines jeden 
Unternehmers in der Reihe (Reihengeschäft). 

(3) Beim Kommissionsgeschäft (§ 383 des Han- 
delsgesetzbuches) liegt zwischen dem Kommittenten 
und dem Kommissionär eine Lieferung vor. Bei der 
Verkaufskommission gilt der Kommissionär, bei der 
Einkaufskommission der Kommittent als Abnehmer. 

(4) Hat der Unternehmer die Bearbeitung oder 
Verarbeitung eines Gegenstandes übernommen und 
verwendet er hierbei Stoffe, die er selbst beschafft, 
so ist die Leistung als Lieferung anzusehen (Werk- 
lieferung), wenn es sich bei den Stoffen nicht nur 
um Zutaten oder sonstige Nebensachen handelt. Das 
gilt auch dann, wenn die Gegenstände mit dem 
Grund und Boden fest verbunden werden. 

(5) Hat ein Abnehmer dem Lieferer die Neben- 
erzeugnisse oder Abfälle, die bei der Bearbeitung 
oder Verarbeitung des ihm übergebenen Gegen- 
standes entstehen, zurückzugeben, so beschränkt 
sich die Lieferung auf den Gehalt des Gegenstandes 
an den Bestandteilen, die dem Abnehmer verblei- 
ben. Dies gilt auch dann, wenn der Abnehmer an 
Stelle der bei der Bearbeitung oder Verarbeitung 
entstehenden Nebenerzeugnisse oder Abfälle Ge- 


genstände gleicher Art zurückgibt, wie sie in sei- 
nem Unternehmen regelmäßig anfallen. 

(6) Eine Lieferung wird dort ausgeführt, wo sich 
der Gegenstand zur Zeit der Verschaffung der Ver- 
fügungsmacht befindet. 

(7) Wird der Gegenstand der Lieferung an den 
Abnehmer oder in dessen Auftrag an einen Dritten 
versendet, so gilt die Lieferung mit der Übergabe 
des Gegenstandes an den Spediteur, Frachtführer 
oder Verfrachter als ausgeführt. Versenden liegt 
vor, wenn der Unternehmer einen Gegenstand durch 
einen Frachtführer (z. B. Eisenbahn, Post) oder Ver- 
frachter (z. B. Reeder) zu einem Dritten befördern 
oder eine solche Beförderung durch einen Spediteur 
(§ 407 des Handelsgesetzbuches) besorgen läßt. 

(8) Sonstige Leistungen sind Leistungen, die 
nicht in einer Lieferung bestehen. Eine sonstige Lei- 
stung kann auch in einem Unterlassen oder im Dul- 
den einer Handlung oder eines Zustandes bestehen. 

(9) überläßt ein Unternehmer einem Auftrag- 
geber, der ihm einen Stoff zur Herstellung eines 
Gegenstandes übergeben hat, an Stelle des herzu- 
stellenden Gegenstandes einen gleichartigen Gegen- 
stand, wie er ihn in seinem Unternehmen aus sol- 
chem Stoff herzustellen pflegt, so gilt die Leistung 
des Unternehmers als Werkleistung, wenn das Ent- 
gelt für die Leistung nach Art eines Werklohns 
unabhängig vom Unterschied zwischen dem Markt- 
preis des empfangenen Stoffes und dem des über- 
lassenen Gegenstandes berechnet wird. 

(10) Eine sonstige Leistung wird im Inland aus- 
geführt, wenn der Unternehmer ausschließlich oder 
zum wesentlichen Teil im Inland tätig wird, eine 
Handlung im Inland oder einen Zustand im Inland 
duldet oder eine Handlung im Inland unterläßt. Er- 
streckt sich eine Beförderungsleistung oder die Ver- 
mietung von Beförderungsmitteln sowohl auf das 
Inland als auch auf das Ausland, so fällt der in- 
ländische Teil der Leistung unter das Umsatzsteuer- 
gesetz. 

(11) Ein Tausch liegt vor, wenn das Entgelt für 
eine Lieferung in einer Lieferung besteht. Ein 
tauschähnlicher Umsatz liegt vor, wenn das Entgelt 
für eine sonstige Leistung in einer Lieferung oder 
sonstigen Leistung besteht. 


Steuerbefreiungen 

§ 4 

Von den unter § 1 fallenden Umsätzen sind 
steuerfrei: 

1. Die Einfuhr von Gegenständen, für die ein 
im Tarif vorgesehener Zoll nach den Vor- 
schriften des Zollrechts nicht erhoben wird 
oder, wenn ein solcher Zoll vorgesehen wäre, 
nicht erhoben würde. Die Bundesregierung 
kann Abweichungen bestimmen, soweit Sinn 
und Zweck der Ausgleichsteuer es erfordern. 
Weitere Befreiungen der Einfuhr finden nur 
nach Maßgabe des § 15 statt. 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/660 


2. Die Ausfuhrlieferungen, wenn die folgenden 

Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Der Unternehmer muß das Umsatzgeschäft, 
das seiner Lieferung zugrunde liegt, mit 
einem ausländischen Abnehmer abge- 
schlossen haben. Ausländischer Abnehmer 
ist 

aa) ein Abnehmer, der seinen Wohnort 
(Sitz) außerhalb des Reichsgebietes 
hat, 

bb) eine Zweigniederlassung oder Organ- 
gesellschaft eines im Reichsgebiet an- 
sässigen Unternehmers, die ihren 
Sitz außerhalb des Reichsgebietes hat, 
wenn sie das Umsatzgeschäft im eige- 
nen Namen abgeschlossen hat. Eine 
im Reichsgebiet befindliche Zweignie- 
derlassung oder Organgesellschaft ist 
nicht ausländischer Abnehmer, 

cc) ein Abnehmer, der seinen Wohnort 
(Sitz) in einem Teil des Reichsgebietes 
hat, der vorläufig bis zur endgültigen 
Friedensregelung dem Zollgebiet 
eines fremden Staates angeschlossen 
oder der vorläufigen Auftragsverwal- 
tung eines fremden Staates überwie- 
sen ist. Das gleiche gilt für eine in 
den genannten Gebietsteilen befind- 
liche Zweigniederlassung oder Organ- 
gesellschaft eines im sonstigen Reichs- 
gebiet ansässigen Unternehmers, 
wenn sie das Umsatzgeschäft im eige- 
nen Namen abgeschlossen hat. Ein 
Abnehmer, der seinen Wohnort (Sitz) 
außerhalb des Reichsgebietes hat, ist 
nicht als ausländischer Abnehmer 
anzusehen, wenn der Gebietsteil, in 
dem er ansässig ist, dem deutschen 
Zollgebiet angeschlossen ist. 

b) Der Gegenstand der Lieferung muß in Er- 
füllung des Umsatzgeschäftes dadurch in 
das Ausland gelangt sein, daß er 

aa) vom Unternehmer in das Ausland 
versendet worden ist oder 

bb) zunächst an einen steuerlich zugelas- 
senen inländischen Beauftragten des 
ausländischen Abnehmers übergeben 
oder versendet und sodann vom Be- 
auftragten in das Ausland versendet 
oder befördert worden ist oder 

cc) zunächst an einen steuerlich zuge- 
lassenen inländischen Beauftragten 
des ausländischen Abnehmers über- 
geben oder versendet, von diesem im 
Aufträge des ausländischen Abneh- 
mers weiter bearbeitet oder verarbei- 
tet und sodann in das Ausland ver- 
sendet oder befördert worden ist oder 

dd) vom ausländischen Abnehmer selbst 
oder — im Falle des Reihengeschäftes 
— von dessen ausländischem Abneh- 


mer oder von einem von ihm oder 
seinem ausländischen Abnehmer be- 
auftragten Dritten im Inland abgeholt 
wurde und innerhalb von sechs Mo- 
naten in das Ausland gelangt ist. 

c) Die vorstehenden Voraussetzungen müs- 
sen buchmäßig nachgewiesen sein. 

3. Der Lohnvercdelungsverkehr für auslän- 
dische Rechnung. Ein solcher liegt vor, wenn 

a) ein Gegenstand zur Veredelung im Werk- 
lohn für einen ausländischen Auftraggeber 
in das Inland gelangt und nach der Ver- 
edelung in das Ausland zurückgelangt. Bei 
Instandsetzungen von Schiffen ist es nicht 
erforderlich, daß die Schiffe nur zur In- 
standsetzung in das Inland gelangen, oder 

b) für einen ausländischen Auftraggeber eine 
Werkleistung im Sinne des § 3 Abs. 9 be- 
wirkt wird und hierbei der Stoff in das 
Inland, der Gegenstand in das Ausland 
gelangt oder 

c) ein Gegenstand, der von einem ausländi- 
schen Auftraggeber im Inland erworben 
wurde, von dessen steuerlich zugelasse- 
nem inländischen Beauftragten veredelt 
und sodann in das Ausland versendet oder 
befördert wird. 

Ausländischer Auftraggeber ist ein Auftrag- 
geber, bei dem die für den ausländischen Ab- 
nehmer geforderten Voraussetzungen (Num- 
mer 2 Buchstabe a) erfüllt sind. Als Verede- 
lung gilt jede Bearbeitung oder Verarbeitung. 
Die Steuerfreiheit ist nur gegeben, wenn der 
Unternehmer die vorstehenden Vorausset- 
zungen buchmäßig nachweist 

4. Alle sonstigen Leistungen, die ein Unterneh- 
mer im Inland zum Zwecke der Verwendung 
und Nutzung im Ausland bewirkt. Derartige 
Leistungen sind z, B. 

a) die für ausländische Rechnung durch- 
geführte technische und wirtschaftliche Be- 
ratung und Planung für Anlagen im Aus- 
land einschließlich der Anfertigung von 
Konstruktions-, Kalkulations- und Be- 
triebsunterlagen und der Überwachung 
der Ausführung. Die Steuerfreiheit er- 
streckt sich auch auf Nebenleistungen, die 
bei den nach Satz 1 steuerfreien Leistun- 
gen Vorkommen, 

b) die Überlassung von gewerblichen Ver- 
fahren und Erfahrungen zum Zwecke der 
Verwertung und Nutzung im Ausland. 

Die genannten Leistungen sind nur steuerfrei, 
wenn sie für einen ausländischen Auftrag- 
geber (Nummer 3) bewirkt werden und wenn 
der Unternehmer die Voraussetzungen buch- 
mäßig nachweist 

5. Die Leistungen aus Versicherungs- und Rück- 
versicherungsverträgen, bei denen die Zah- 
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lung des Versicherungsentgelts nicht unter 
das Versicherungsteuergesetz fällt, weil die 
Voraussetzungen des § 1 Nr. 1 und 2 des Ver- 
sicherungssteuergesetzes nicht gegeben sind. 

6. Die Umsätze des Bundes im Post- und Fern- 
meldeverkehr und für den Rundfunk sowie 
die auf Gesetz beruhenden Leistungen der 
Beförderungsunternehmer für diesen Ver- 
kehr. 

7. Die Kreditgewährungen und die Umsätze von 
Geldforderungen (z. B. von Wechseln und 
Schecks), von Wertpapieren, Anteilen an 
Gesellschaften und sonstigen Vereinigungen, 
Banknoten, Papiergeld, Geldsorten und von 
inländischen amtlichen Wertzeichen. 

8. Die Umsätze, die unter das Grunderwerb- 
steuergesetz, das Rennwett- und Lotterie- 
gesetz, das Versicherungsteuergesetz und das 
Kapitalverkehrsteuergesetz Teil I (Gesell- 
schaftsteuer) fallen. Steuerpflichtig sind die 
unter das Rennwett- und Lotteriegesetz fal- 
lenden Umsätze, die von der Rennwett- und 
Lotteriesteuer befreit sind oder von denen 
diese Steuer allgemein nicht erhoben wird. 

9. Die Verpachtungen und Vermietungen von 
Wohngrundstücken und Wohnräumen, von 
Berechtigungen, auf welche die Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts über Grundstücke 
Anwendung finden, und von staatlichen Ho- 
heitsrechten, die sich auf die Nutzungen von 
Grund und Boden beziehen, sowie die Be- 
stellung von Erbbaurechten und die Bestel- 
lung und Veräußerung von Dauerwohnrech- 
ten (Dauernutzungsrechten) an Personen, die 
nicht Unternehmer im Sinne von § 2 sind. 

Steuerpflichtig sind dagegen 

a) die Verpachtung und Vermietung von Ma- 
schinen und sonstigen Vorrichtungen aller 
Art, die zu einer Betriebsanlage gehören, 
auch wenn sie wesentliche Bestandteile 
eines Grundstücks sind, und 

b) die Beherbergung in Gaststätten. Eine 
Gaststätte liegt vor, wenn ein Unterneh- 
mer Wohn- und Schlafräume zur vorüber- 
gehenden Beherbergung von Fremden be- 
reithält. 

10. a) Die Umsätze der gesetzlichen Träger der 
Sozialversicherung, der Verwaltungsbe- 
hörden und sonstigen Stellen der Kriegs- 
opferversorgung und der Landes- und Be- 
zirksfürsorgeverbände 

aa) untereinander 

bb) an die Versicherten, die Versorgungs- 
berechtigten oder die Hilfsbedürf- 
tigen. 

b) Die ärztlichen und ähnlichen Hilfeleistun- 
gen, die Umsätze der Heil-, Pflege- und 
Krankenanstalten sowie die Umsätze von 


Arznei, Heil-, Hilfsmitteln, wenn damit 
eine Verpflichtung der unter Buchstabe a 
genannten Stellen aus einem Versiche- 
rungsverhältnis oder eine auf Gesetz be- 
ruhende Verpflichtung gegenüber einem 
Versorgungsberechtigten oder einem Hilfs- 
bedürftigen erfüllt wird. 

11. Die Gewährung von Beherbergung, Bekösti- 
gung und den üblichen Naturalleistungen 
durch Personen und Anstalten, wenn sie 
überwiegend Personen für Erziehungs-, Aus- 
bildungs- oder Fortbildungszwecke bei sich 
aufnehmen, soweit die Leistungen an diese 
Personen ausgeführt werden. 

12. Die Leistungen des Deutschen Jugendher- 
bergswerkes, Hauptverband für Jugendwan- 
dern und Jugendherbergen e. V. einschließ- 
lich der diesem Verband angeschlossenen Un- 
tergliederungen, Einrichtungen und Jugend- 
herbergen, soweit die Leistungen den Sat- 
zungszwecken unmittelbar dienen; das glei- 
che gilt für die Leistungen anderer Vereini- 
gungen, die gleiche Aufgaben unter gleichen 
Voraussetzungen erfüllen. 

13. Die Leistungen von staatlich genehmigten 
und beaufsichtigten privaten Schulen, wenn 
diese wohltätigen oder gemeinnützigen 
Zwecken dienen oder nach Art einer Stiftung 
verwaltet werden, oder wenn diese als Er- 
satz für öffentliche Schulen dienen und durch 
ihre Arbeit das öffentliche Schulwesen er- 
gänzen und fördern, sofern die Entgelte die 
für den jeweiligen Zweck erforderlichen 
Selbstkosten nicht übersteigen. 

14. Die unmittelbar der Pflege von Kranken und 
von pflegebedürftigen Insassen von Alters- 
heimen dienenden Umsätze. 

15. Die Leistungen der amtlich anerkannten Ver- 
bände der freien Wohlfahrtspflege einschließ- 
lich ihrer Untergliederungen, Einrichtungen 
und Anstalten, die ausschließlich und unmit- 
telbar gemeinnützigen, mildtätigen oder 
kirchlichen Zwecken dienen, wenn 

a) die Leistungen unmittelbar dem nach der 
Satzung, Stiftung oder sonstigen Verfas- 
sung begünstigten Personenkreis zugute 
kommen und 

b) die Entgelte für die in Betracht kommen- 
den Leistungen hinter den durchschnittlich 
für gleichartige Leistungen von Erwerbs- 
unternehmen verlangten Entgelten Zu- 
rückbleiben. 

16. Die Umsätze der vom Bund, den Ländern, 
den Gemeinden oder den Gemeindeverbän- 
den im öffentlichen Interesse geführten Thea- 
ter und Museen. Das gleiche gilt für die Um- 
sätze der von anderen Unternehmern geführ- 
ten Theater und Museen, wenn durch eine 
Bescheinigung der zuständigen obersten Lan- 
desbehörde oder einer von dieser beauftrag- 
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ten Stelle nachgewiesen wird, daß sie die 
gleichen kulturellen Aufgaben wie die im 
Satz 1 genannten Theater und Museen erfül- 
len. Museen im Sinne dieser Vorschrift sind 
wissenschaftliche Sammlungen, Kunstsamm- 
lungen sowie Denkmäler der Bau- und Gar- 
tenbaukunst. 

17. Die von öffentlich-rechtlichen Körperschaften, 
von Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien 
oder von Volkshochschulen veranstalteten 
Vorträge wissenschaftlicher und belehrender 
Art, wenn die Einnahmen vorwiegend zur 
Deckung der Unkosten verwendet werden. 

18. Die folgenden Leistungen der förderungs wür- 
digen Jugendgemeinschaften (z. B. Jugend- 
verbände und Jugendvereine einschließlich 
ihrer Untergliederungen, Jugendgruppen) und 
der Organe der öffentlichen Jugendpflege (Ju- 
gendämter, Landesjugendämter): 

a) die Durchführung von Lehrgängen, Frei- 
zeiten, Zeltlagern, Fahrten und Treffen so- 
wie von Veranstaltungen, die der Leibes- 
erziehung oder der Erholung dienen, so- 
weit diese Leistungen Jugendlichen und 
den sie begleitenden Jugendleitern un- 
mittelbar zugute kommen, 

b) die Gewährung von Beherbergung, Bekö- 
stigung und den üblichen Naturalleistun- 
gen an Jugendliche und Jugendleiter in 
Verbindung mit den unter Buchstabe a ge- 
nannten Leistungen, 

c) die Durchführung von kulturellen Veran- 
staltungen im Rahmen der Jugendpflege, 
wenn die Darbietungen von den Jugend- 
lichen selbst erbracht oder die Einnahmen 
überwiegend zur Deckung der Unkosten 
verwendet werden. 

Förderungswürdig im Sinne dieser Vorschrift 
sind Jugendgemeinschaften, die durch Vor- 
lage einer Bescheinigung der obersten Lan- 
desjugendbehörde oder einer von dieser be- 
auftragten Stelle ihre Förderungswürdigkeit 
nachgewiesen haben. Jugendliche im Sinne 
dieser Vorschrift sind alle Personen vor Voll- 
endung des 25. Lebensjahres. 

Die Vorschriften in den Sätzen 1 bis 3 sind 
entsprechend anzuwenden auf die Leistungen 
anderer als der in Satz 1 genannten Vereini- 
gungen, wenn es sich um eine Betätigung von 
ihnen angeschlossenen Jugendgruppen han- 
delt und für diese die in Satz 2 genannte Be- 
scheinigung vorgelegt wird. 

19. Die Lieferungen von Blutkonserven zwischen 
Blutsammelstellen, zwischen Krankenanstal- 
ten und zwischen Blutsammelstellen und 
Krankenanstalten. Blütsammelstellen im 
Sinne des Satzes 1 sind Einrichtungen, in de- 
nen unter ärztlicher Aufsicht für die Kranken- 
pflege Blutkonserven hergestellt, gesammelt 
oder bereitgehalten werden (z. B. Blutspen- 
dendienste, Blutbanken, Blutzentralen). 


Besteuerungsmaßstab 

§ 5 

Besteuerungsmaßstab für Lieferungen, 
sonstige Leistungen und Eigenverbrauch 

(1) Der Umsatz wird im Fall des § 1 Abs. 1 Nr. 1 
nach dem vereinbarten Entgelt bemessen. Entgelt ist 
alles, was der Empfänger einer Lieferung oder son- 
stigen Leistung aufwendet, um die Lieferung oder 
sonstige Leistung zu erhalten. Zum Entgelt gehört 
auch, was ein anderer als der Empfänger dem Unter- 
nehmer für die Lieferung oder sonstige Leistung 
gewährt. Zum Entgelt gehören nicht die Beträge, 
die der Unternehmer im Namen und für Rechnung 
eines anderen vereinnahmt und verausgabt (durch- 
laufende Posten). 

(2) Ausländische Werte sind auf Deutsche Mark 
nach dem Kurs umzurechnen, den der Bundesmini- 
ster der Finanzen als Durchschnittskurs für den Mo- 
nat festsetzt, in dem die Leistung oder — bei der 
Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten (§ 14) 
— die Vereinnahmung des Entgelts erfolgt. Das 
Finanzamt kann zuverlässigen Unternehmern auf 
Antrag die Umrechnung nach dem Tageskurs gestat- 
ten, wenn die einzelnen Beträge durch Bankabrech- 
nungen belegt werden. 

(3) Bei der Übertragung der mit dem Besitz eines 
Pfandscheins verbundenen Rechte gilt als verein- 
bartes Entgelt der Preis des Pfandscheins zuzüg- 
lich der Pfandsumme. 

(4) Beim Tausch, bei tauschähnlichen Umsätzen 
und bei Hingabe an Zahlung Statt gilt der Wert 
jedes Umsatzes als Entgelt für den anderen Umsatz. 

(5) Wird ein Unternehmen oder ein in der Glie- 
derung eines Unternehmens gesondert geführter 
Betrieb im ganzen veräußert (Geschäftsveräuße- 
rung), so ist Besteuerungsmaßstab das Entgelt für 
die auf den Erwerber übertragenen Gegenstände 
(Besitzposten). Die Befreiungsvorschriften bleiben 
unberührt. Die übernommenen Schulden können 
nicht abgezogen werden. 

(6) In den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 2 tritt an die 
Stelle des vereinbarten Entgelts der Preis, der am 
Ort und zur Zeit der Entnahme für Gegenstände der 
gleichen oder ähnlichen Art von Wiederverkäufern 
gezahlt zu werden pflegt. 

(7) In den Fällen des § 3 Abs. 10 Satz 2 treten 
im nachstehend bezeichneten Kraftfahrzeugverkehr 
an die Stelle des vereinbarten Entgelts folgende 
Durchschnittsbeförderungsentgelte: 

1. bei Personenbeförderungen 

a) im Linienverkehr, der 
nicht ausschließlich der 
regelmäßigen Beförderung 
von Arbeitnehmern zwi- 
schen Wohnung und Ar- 
beitsstätte dient, 

je Personenkilometer Pfennig, 
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b) im zugelassenen Verkehr 
mit Kraftomnibussen, wenn 
ausschließlich Arbeitneh- 
mer zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte befördert 
werden, 


je Personenkilometer Pfennig, 

c) im Gelegenheitsverkehr 
mit Kraftomnibussen 
je Personenkilometer Pfennig, 

2. bei Güterbeförderungen 

je Tonnenkilometer Pfennig. 


§ 6 

Besteuerungsmaßstab für die Einfuhr 

(1) Die Ausgleichsteuer wird nach dem Wert des 
eingeführten Gegenstandes bemessen. Maßgebend 
sind die jeweils geltenden Vorschriften des Zoll- 
gesetzes und der .Wertzollordnung über den Zoll- 
wert und dessen Feststellung. Dies gilt auch für 
ausgleichsteuerpflichtige Gegenstände, die nicht 
dem Wertzoll unterliegen. Dem Wert ist der auf 
den Gegenstand entfallende Betrag an Zoll, Ver- 
brauchsteuer und Ausgleichsteuer hinzuzurechnen. 

(2) Die Bundesregierung kann zur Vereinfachung 
des Abfertigungsverfahrens für die Bemessung der 
Ausgleichsteuer Durchschnittswerte für bestimmte 
Gegenstände oder Gruppen von Gegenständen fest- 
setzen. Der Durchschnittswert tritt an die Stelle des 
in Absatz 1 genannten Wertes. 


Steuersätze 

§ 7 

(1) Die Steuer beträgt für jeden steuerpflichtigen 
Umsatz im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 zehn 
vom Hundert des Entgelts (§ 5). 

(2) Die Ausgleichsteuer (§ 1 Abs. 1 Nr. 3) be- 
trägt zehn vom Hundert des Wertes (§ 6). 

§ 7 a 

Option und Freibetrag 

(1) Bei Unternehmern, deren Gesamtumsatz im 

Kalenderjahr Deutsche Mark nicht übersteigt, 

ist auf Antrag die Steuer für alle steuerpflichtigen 
Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

auf vom Hundert festzusetzen. Beträgt der 

Gesamtumsatz mehr als Deutsche Mark, so 

wird die Steuer zum Steuersatz von zehn vom Hun- 
dert erhoben, jedoch nur insoweit, als sie aus einem 

Siebtel des Deutsche Mark übersteigenden 

Betrages- gedeckt werden kann. 

(2) Auf die Fälle des Absatzes 1 findet § 8 (Vor- 
steuerabzug) keine Anwendung. 

(3) Unternehmer, die ihre Umsätze nach Ab- 
satz 1 versteuern, können von ihren steuerpflichti- 


gen Umsätzen einen Umsatzbetrag von 12 000 Deut- 
sche Mark absetzen, wenn ihr Gesamtumsatz im 
laufenden Kalenderjahr 120 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt und wenn in ihrem Gesamtumsatz 
keine Umsätze aus den in Absatz 4 bezeichneten 
Tätigkeiten enthalten sind. 

(4) Unternehmer, die ihre Umsätze nach Ab- 
satz 1 versteuern, können von ihren steuerpflichti- 
gen Umsätzen einen Umsatzbetrag von 20 000 Deut- 
sche Mark absetzen, wenn ihr Gesamtumsatz im 
laufenden Kalenderjahr .120 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt und wenn in ihrem Gesamtumsatz 
lediglich Umsätze aus freiberuflicher Tätigkeit im 
Sinne des § 18 Abs, 1 Ziff. 1 des Einkommensteuer- 
gesetzes oder aus einer Tätigkeit als Handelsver- 
treter oder Makler enthalten sind. 

(5) Unternehmer, deren Gesamtumsatz im lau- 
fenden Kalenderjahr 120 000 Deutsche Mark nicht 
übersteigt und sich aus Umsätzen der in Absatz 3 
und in Absatz 4 bezeichneten Art zusammensetzt, 
können von ihren steuerpflichtigen Umsätzen der 
in Absatz 4 bezeichneten Art einen Betrag von 
20 000 Deutsche Mark absetzen. Sind die Umsätze 
aus der in Absatz 4 bezeichneten Art geringer als 
20 000 Deutsche Mark, so kann der nicht ver- 
brauchte Rest des absetzbaren Betrages von 20 000 
Deutsche Mark bis zu einem Höchstbetrag von 
12 000 Deutsche Mark von den Umsätzen der in Ab- 
satz 3 bezeichneten Art abgesetzt werden. 

(6) Unternehmer, die ihre Umsätze nach Ab- 

satz 1 versteuern, können von ihren steuerpflichti- 
gen Umsätzen einen Umsatzbetrag von Deut- 

sche Mark absetzen, wenn ihr Gesamtumsatz im 
laufenden Kalenderjahr 120 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt und wenn in ihrem Gesamtumsatz 
lediglich Umsätze von Gegenständen enthalten 
sind, die der Unternehmer innerhalb eines land- 
wirtschaftlichen Betriebes erzeugt hat und selbst 
liefert, wenn solche Gegenstände im Inland erzeugt 
zu werden pflegen. Das gilt auch für solche Leistun- 
gen, die in der Aufzucht und in dem Halten von 
Vieh innerhalb eines landwirtschaftlichen Betriebes 
bestehen. 

(7) übersteigt in den Fällen der Absätze 3 bis 6 
der Gesamtumsatz des Unternehmers im laufenden 
Kalenderjahr 120 000 Deutsche Mark, so ist die 
Höhe des von den steuerpflichtigen Umsätzen ab- 
setzbaren Betrages wie folgt zu berechnen: 

Der Betrag, der bei Nichtberücksichtigung der in 
den Absätzen 3 bis 6 enthaltenen Umsatzgrenze 
von 120 000 Deutsche Mark absetzbar wäre, wird 
um den Betrag gekürzt, um den der Gesamtumsatz 
höher ist als 120 000 Deutsche Mark. 

§ 8 

Vorsteuerabzug 

(1) Der Unternehmer ist berechtigt, von der für 
einen Voranmeldungszeitraum (Veranlagungszeit- 
raum) geschuldeten Umsatzsteuer diejenigen Um- 
satzsteuer- oder Ausgleichsteuerbeträge abzuziehen 
(Vorsteuerabzug), die ihm in dem gleichen Zeit- 
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raum von anderen Unternehmern für an ihn be- 
wirkte Lieferungen und sonstige Leistungen in Rech- 
nung gestellt worden sind oder die er bei der Ein- 
fuhr entrichtet hat. Das gilt jedoch nicht, soweit der 
Unternehmer von den Möglichkeiten des § 7 a Ge- 
brauch macht. 

Der Abzug dieser Steuerbeträge ist nur insoweit 
zulässig, als ihre Höhe und die Voraussetzungen 
des Abzugs buchmäßig nachgewiesen sind. 

(2) Vom Vorsteuerabzug sind ausgenommen die 
Steuer für die Lieferungen und sonstigen Leistun- 
gen und die Einfuhr von Gegenständen, dde vom 
Unternehmer zur Ausführung nach § 4 Nr. 5 bis 19 
steuerfreier Umsätze verwendet werden. 

(3) Liegen bei der Lieferung oder der Einfuhr 
von Gegenständen oder bei sonstigen Leistungen 
die Voraussetzungen für die Ausnahme vom Vor- 
steuerabzug nach Absatz 2 nur teilweise vor, so ist 
die auf diesen Umsätzen lastende Steuer zu einem 
entsprechenden Teil vom Vorsteuerabzug ausge- 
schlossen, 

(4) Übersteigt die Summe der nach Absatz 1 in 
einem Voranmeldungszeitraum abziehbaren Steuer- 
beträge die Steuerschuld für den Voranmeldungs- 
zeitraum, so wird der Überschuß in den folgenden 
Voranmeldungszeitraum vorgetragen, übersteigt 
der Überschuß den Betrag von 1000 Deutsche Mark, 
so ist er auf Antrag zurückzuzahlen, übersteigt die 
Summe der nach Absatz 1 in einem Veranlagungs- 
zeitraum abziehbaren Steuerbeträge die Steuer- 
schuld für den Veranlagungszeitraum, so wird der 
Überschuß durch Aufrechnung oder Zurückzahlung 
ausgeglichen. 


Steuerschuldner 

§ 9 

(1) Steuerschuldner ist in den Fällen des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 der Unternehmer. 

(2) Für die Umsatzsteuer bei Geschäftsveräuße- 
rungen (§ 5 Abs. 5) haftet der Erwerber des Ge- 
schäfts. § 116 der Reichsabgabenordnung gilt ent- 
sprechend. 


Verpflichtung zur Ausstellung 
von Rechnungen 

§ 10 

(1) Führt der Unternehmer Lieferungen oder son- 
stige Leistungen gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 an einen 
anderen Unternehmer für dessen Unternehmen aus, 
so ist er verpflichtet, Rechnungen auszustellen. Die 
Rechnungen müssen enthalten: 

1. den Namen und den Wohnsitz (Sitz) des 
liefernden oder leistenden Unternehmers, 

2. den Namen und den Wohnsitz (Sitz) des 
Abnehmers der Lieferung oder des Emp- 
fängers der sonstigen Leistung, 


3. die Menge und die handelsübliche Be- 
zeichnung der gelieferten Gegenstände 
oder die Art und den Umfang der son- 
stigen Leistung, 

4. das Entgelt für die Lieferung oder son- 
stige Leistung. Aus der Rechnung muß 
der Steuersatz, dem die Lieferung oder 
sonstige Leistung unterliegt, ersichtlich 
sein. Anstelle des Steuersatzes kann auch 
der Umsatzsteuerbetrag, der sich bei der 
Anwendung der Steuersätze des § 7 
Abs. 1 auf das Entgelt ergibt, gesondert 
ausgewiesen werden. Macht der Unter- 
nehmer von der in § 7 a gegebenen Mög- 
lichkeit der Option Gebrauch, so ist er 
berechtigt, auf der Rechnung den Steuer- 
satz des § 7 Abs. 1 oder aber auch den 
Umsatzsteuerbetrag auszuweisen, der sich 
ergeben würde, wenn er seine Lieferun- 
gen und sonstigen Leistungen nach dem 
Steuersatz des § 7 Abs. 1 versteuert hätte. 
Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, die zur Durchführung erforder- 
lichen Vorschriften zu erlassen. 

(2) Mindert der Unternehmer vereinbarte Ent- 
gelte für Umsätze, die er an einen anderen Unter- 
nehmer für dessen Unternehmen ausgeführt hat, 
so hat er dem anderen Unternehmer eine Bescheini- 
gung auszustellen, aus der die Entgeltsminderung 
ohne Steuer und der auf die Entgeltsminderung ent- 
fallende Steuerbetrag zu ersehen sind. 


Steuerberechnung 

§ 11 

Veranlagungszeitraum und Einzelbesteuerung 

(1) Bei der Berechnung der Steuer ist in den Fäl- 
len des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 vom Gesamtbetrag 
der Entgelte, die der Unternehmer im Laufe eines 
Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum) für seine 
Umsätze vereinbart hat, und vom Gesamtbetrag der 
im gleichen Zeitraum nach § 8 abziehbaren Steuer- 
beträge auszugehen. Hat der Unternehmer mehrere 
Betriebe, so sind einerseits die in allen Betrieben 
vereinbarten Entgelte und andererseits die in al- 
len Betrieben abziehbaren Steuerbeträge zusam- 
menzurechnen. 

(2) Hat ein Unternehmer, der seine gewerbliche 
oder berufliche Tätigkeit im Laufe des Kalender- 
jahres eröffnet oder eingestellt hat, Entgelte nur 
in einem Teil des Kalenderjahres vereinbart, so 
tritt an die Stelle des Kalenderjahres dieser Teil. 

(3) Das Finanzamt kann anordnen, daß abwei- 
chend von Absatz 1 und Absatz 2 ein kürzerer 
Zeitraum der Steuerberechnung zugrunde gelegt 
wird. 

(4) Die Ausgleichsteuer und die Steuer für die 
Beförderungen im grenzüberschreitenden Kraft- 
fahrzeugverkehr durch ausländische Unternehmer, 
mit Ausnahme des Linienverkehrs, werden für je- 
den einzelnen steuerpflichtigen Vorgang berechnet. 
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§ 12 

Entgeltsminderung 

(1) Hat der Unternehmer vereinbarte Entgelte 
für von ihm bewirkte steuerpflichtige Umsätze ge- 
mindert, so kann er die Steuer, die er für diese 
Umsätze zu entrichten hatte, insoweit von seiner 
Steuerschuld absetzen, als sie auf die Entgeltminde- 
rung entfällt. Die Absetzung ist von der Steuer- 
schuld für den Voranmeldungszeitraum (Veranla- 
gungszeitraum) vorzunehmen, in dem die Entgelte 
gemindert wurden. § 8 Abs. 4 ist entsprechend an- 
zuwenden. 

(2) Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden, wenn 
feststeht, daß vereinbarte Entgelte, die der Unter- 
nehmer versteuert hat, uneinbringlich geworden 
sind. Werden die Enteglte nachträglich vereinnahmt, 
so sind sie erneut zu versteuern. 

(3) Sind dem Unternehmer Entgelte für an ihn 
bewirkte steuerpflichtige Umsätze, für die er den 
Vorsteuerabzug (§ 8) vorgenommen hatte, gemin- 
dert worden, so hat er die auf die Entgeltsminde- 
rung entfallende Steuer seiner für den Voranmel- 
dungszeitraum (Veranlagungszeitraum) geschulde- 
ten Steuer hinzuzusetzen, in dem die Entgelte ge- 
mindert wurden. 

(4) Ist entrichtete oder zu entrichtende Aus- 
gleichsteuer nachträglich herabgesetzt worden, so 
hat der Unternehmer den Betrag, um den die Steuer 
herabgesetzt worden ist, seiner für den laufenden 
Voranmeldungszeitraum (Veranlagungszeitraum) 
geschuldeten Steuer hinzuzuseten. 


Voranmeldung, Vorauszahlung 
und Veranlagung 

§ 13 

(1) Der Unternehmer hat binnen fünfzehn Tagen 
nach Ablauf jeden Kalendermonats, der Unterneh- 
mer, dessen Umsatzsteuer für das letzte vorange- 
gangene Kalenderjahr nach Vornahme des Vor- 
steuerabzugs gemäß § 8 weniger als achthundert 
Deutsche Mark beträgt, binnen fünfzehn Tagen nach 
Ablauf jedes Kalendervierteljahres eine Voranmel- 
dung abzugeben, in der er die Entgelte bezeichnet, 
die er in dem abgelaufenen Zeitraum vereinbart 
hat. Er hat in der Voranmeldung außerdem die 
nach § 8 abziehbare Vorsteuer anzugeben. Der Un- 
ternehmer hat gleichzeitig eine Vorauszahlung zu 
entrichten, die den Entgelten für die vorangemel- 
deten steuerpflichtigen Umsätze und den angege- 
benen Vorsteuerbeträgen entspricht. Die Pflicht zur 
Abgabe einer Voranmeldung und zur Entrichtung 
der Vorauszahlung entfällt, wenn die Vorauszah- 
lung für das Kalendervierteljahr fünf Deutsche 
Mark nicht übersteigt. § 11 Abs. 1 findet entspre- 
chende Anwendung. 

(2) Die Voranmeldung gilt als Steuererklärung. 
Die Vorauszahlung ist Steuer im Sinne der Reichs- 
abgabenordnung. Gibt der Unternehmer bis zum 
Ablauf der Voranmeldungsfrist eine Voranmel- 
dung nicht ab oder hat er in einer Voranmeldung 


die vereinbarten Entgelte, die abziehbare Vorsteuer 
oder den zu entrichtenden Steuerbetrag nicht richtig 
angegeben, so setzt das Finanzamt die Vorauszah- 
lung fest. Als Zeitpunkt ihrer Fälligkeit gilt der 
fünfzehnte Tag nach Ablauf des Zeitraums, für den 
die Steuer festgesetzt ist. 

(3) Der Unternehmer wird nach Ablauf des Ka- 
lenderjahres oder des kürzeren Veranlagungszeit- 
raums (§ 11 Abs. 2 und 3) zur Steuer veranlagt. 
Wenn die bei der Veranlagung festgesetzte Steuer 
die nach den Absätzen 1 und 2 zu entrichtenden 
Vorauszahlungen übersteigt, so ist der Unter- 
schiedsbetrag binnen einem Monat nach Bekannt- 
gabe des Steuerbescheids zu entrichten (Abschluß- 
zahlung). Die Verpflichtung, rückständige Voraus- 
zahlungen schon früher zu entrichten, bleibt unbe- 
rührt. übersteigen die nach den Absätzen 1 und 2 
entrichteten Vorauszahlungen die Steuerschuld für 
den Veranlagungszeitraum, so wird der Unter- 
schiedsbetrag nach Bekanntgabe des Steuerbe- 
scheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung 
ausgeglichen. 


Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten 

§ 14 

(1) Unternehmern, die nicht verpflichtet sind, 

1. Bücher zu führen und aufgrund jährlicher 
Bestandaufnahmen regelmäßig Abschlüs- 
se zu machen (§ 160 Abs. 1 und § 161 
Abs. 1 Nr. 1 der Reichsabgabenordnung) 
und 

2. nach § 10 Rechnungen auszustellen, 

kann das Finanzamt auf Antrag gestatten, daß die 
Steuer nicht nach den vereinbarten Entgelten für 
die bewirkten Umsätze (Solleinnahme), sondern 
nach den vereinnahmten Entgelten (Isteinnahme) 
berechnet wird . 

(2) Ist die Besteuerung nach vereinnahmten Ent- 
gelten gestattet, so treten in den einzelnen Vor- 
schriften dieses Gesetzes an die Stelle der verein- 
barten Entgelte die vereinnahmten Entgelte. 

(3) Das Finanzamt kann den Übergang von der 
einen zu der anderen Besteuerungsart zur Siche- 
rung des Steueraufkommens an Auflagen knüpfen. 


Sondervorschriften für die Ausgleichsteuer 

§ 15 

(1) Die Ausgleichsteuer ist eine Verbrauchsteuer 
im Sinne der Reichsabgabenordnung. 

(2) Bei der Ausgleichsteuer finden für die Ent- 
stehung der Steuerschuld und die Person des Steu- 
erschuldners, für die Fälligkeit, die Erhebung, die 
Erteilung des Steuerbescheids und den Zahlungs- 
aufschub, für die persönliche und dingliche Haftung, 
für die Steueraufsicht, das Strafrecht und für die 
Zollausschlüsse die Vorschriften für Zölle sinnge- 


8 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/660 


maß Anwendung. Die Bundesregierung kann An- 
ordnungen treffen, die von Satz 1 abweichen. Sol- 
che Anordnungen sind sowohl zur Erweiterung als 
auch zur Einschränkung des Satzes 1 zulässig. So- 
weit die Vorschriften, die für Zölle gelten, sinnge- 
mäß anzuwenden sind, sind nicht zollpflichtige Wa- 
ren ebenso wie zollpflichtige Waren zu behandeln. 


Aufzeichnungspflicht 

§ 16 

(1) Die Unternehmer sind verpflichtet, zur Fest- 
stellung der vereinbarten Entgelte und der Vor- 
steuerbeträge Aufzeichnungen zu machen. Aus den 
Aufzeichnungen müssen zu ersehen sein: 

a) Die Verteilung der vereinbarten Entgelte 
auf die steuerpflichtigen und auf die 
steuerfreien Umsätze; 

b) die Entgelte für die an den Unternehmer 
für dessen Unternehmen bewirkten steu- 
erpflichtigen Umsätze und die auf diese 
entfallende Steuer, getrennt nach abzieh- 
baren und vom Vorsteuerabzug ausge- 
schlossenen Beträgen; 

c) die eingeführten Gegenstände nach Men- 
ge und Wert und die für ihre Einfuhr 
entrichtete Ausgleichsteuer, getrennt nach 
abziehbaren und vom Vorsteuerabzug aus- 
geschlossenen Beträgen. 

(2) Unternehmern, die nicht verpflichtet sind, 
Bücher zu führen und aufgrund jährlicher Bestands- 
aufnahmen regelmäßig Abschlüsse zu machen 
(§ 160 Abs. 1 und § 161 Abs. 1 Nr. 1 der Reichs- 
abgabenordnung), kann das Finanzamt auf Antrag 
gestatten, daß sie zur Ermittlung der abziehbaren 
Vorsteuerbeträge lediglich die Entgelte für die an 
sie bewirkten Lieferungen von Handelswaren, Roh- 
stoffen, Halberzeugnissen, Hilfsstoffen, Betriebsstof- 
fen und Zutaten und die auf diese Lieferungen ent- 
fallenden Steuerbeträge aufzeichnen. Die abzieh- 
baren Steuerbeträge für die übrigen an diese Unter- 
nehmer bewirkten Umsätze werden in diesen Fäl- 
len jeweils nach Pauschsätzen ermittelt, die der Bun- 
desminister der Finanzen festsetzt. 


Steueraufsicht 

§ 17 

Die Unternehmer unterliegen der Steueraufsicht. 


Durchführung 

§ 18 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnungen 

1. zur Durchführung dieses Gesetzes die in 
§ 4 Nr. 1, § 6 Abs. 2 und § 15 vorgesehe- 
nen Bestimmungen zu erlassen und die in 


diesem Gesetz verwendeten Begriffe nä- 
her zu bestimmen; 

2. über den Umfang der Befreiungen und 
Steuerermäßigungen Bestimmungen zu 
treffen; 

3. zur Wahrung der Gleichmäßigkeit bei der 
Besteuerung, zur Beseitigung von Unbil- 
ligkeiten in Härtefällen oder zur Verein- 
fachung des Besteuerungsverfahrens Be- 
stimmungen zu treffen, und zwar über 

a) die Abgrenzung der Steuerpflicht, 

b) die Feststellung der steuerpflichtigen 
Umsätze, 

c) die Feststellung der abziehbaren Vor- 
steuer (§ 8), 

d) die Erfüllung der Verpflichtung zur 
Ausstellung von Rechnungen (§ 10), 

c) die Führung des buchmäßigen Nach- 
weises und die Erfüllung der Aufzeich- 
nungspflicht {§ 16) und 

f) das Voranmeldungs- und das Veran- 
lagungsverfahren; 

4. zur Sicherung des Steueranspruchs zu be- 
stimmen, daß die Steuer in den Fällen, in 
denen ein Unternehmer im Inland weder 
einen Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt noch seinen Sitz noch eine 
Betriebsstätte hat, im Abzugsverfahren 
durch Dritte zu entrichten ist, und daß in 
diesen Fällen der Dritte für die Einbehal- 
tung und Abführung der Steuer haftet. 


(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt. 




1. durch Rechtsverordnung den gesetzlich 
geltenden Umsatzsteuersatz zu ermäßigen 
oder Steuerbefreiungen anzuordnen, 
wenn die Anwendung des gesetzlichen 
Steuersatzes zu wirtschaftlich oder sozial 
unbilligen Ergebnissen führen würde und 
der Unternehmer nicht in Wettbewerb 
zur gewerblichen Wirtschaft tritt; 


2. die zur Durchführung dieses Gesetzes und 
der Durchführungsbestimmungen zu die- 
sem Gesetz erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften zu erlassen und 
hierbei Richtlinien für die Ermittlung des 
abziehbaren Teils nur teilweise zum Ab- 
zug zugelassener Vorsteuerbeträge (§ 8 
Abs. 3) aufzustellen, den in § 5 Abs. 2 
genannten Durchschnittskurs und die in 
§ 16 Abs. 2 genannten Pauschsätze fest- 
zusetzen; 


3. den Wortlaut des Umsatzsteuergesetzes 
und der dazu erlassenen Durchführungs- 
bestimmungen in der jeweils geltenden 
Fassung mit neuem Datum, unter neuer 
Überschrift und in neuer Paragraphen- 
folge bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseiti- 
gen. 
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(3) Der Bundesminister der Finanzen kann un- 
beschadet der Vorschrift des § 131 der Reichsabga- 
benordnung die Umsatzsteuer in folgenden Fällen 
erlassen: 

1. für Beförderungsleistungen im internatio- 
nalen Luftverkehr, wenn in den angeflo- 
genen Ländern eine Umsatzsteuer oder 
ähnliche Steuer von den Luftverkehrsge- 
sellschaften der Bundesrepublik nicht er- 
hoben wird; 

2. für Beförderungsleistungen im Luftver- 
kehr mit Berlin (West), solange und so- 
weit sich aus der gegenwärtigen Stellung 
Berlins (West) im Hinblick auf den Luft- 
verkehr zwischen der Bundesrepublik 
und Berlin (West) Besonderheiten erge- 
ben. 


§ 19 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 

Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Ber- 
lin. Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 20 

Das Umsatzsteuergesetz vom 16. Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 842), zuletzt geändert durch Ge- 
setz vom 16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1330) 
tritt mit Wirkung vom 31. Dezember 1963 außer 
Kraft. 

§ 21 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1964 in Kraft. 


Bonn, den 12. Oktober 1962 


Dr. Luda 

Dr. h c. Güde 

Dr. Poepke 

Dr. Artzinger 

Günther 

Porten 

Burgemeister 

Haase (Kassel) 

Rauhaus 

van Beiden 

Hahn (Bielefeld) 

Frau Dr. Rehling 

Illerhaus 

Harnischfeger 

Riedel (Frankfurt) 

Müller-Hermann 

Dr. Hauser 

Rollmann 

Dr. Arnold 

Dr. Hesberg 

Rommerskirchen 

Baier (Mosbach) 

Holkenbrink 

Ruland 

Balkenhol 

Hübner 

Scheppmann 

Becker 

Frau Jacobi (Marl) 

Frau Schroeder (Detmold) 

Biechele 

Josten 

Dr. Serres 

Dr. Bieringer 

Frau Kalinke 

Dr. Sinn 

Frau Dr. Bleyler 

Dr. Kanka 

Stauch 

Dr. Böhm (Frankfurt) 

Katzer 

Stingl 

Böhme (Hildesheim) 

Frau Klee 

Storch 

Brück 

Krüger 

Teriete 

Bühler 

Kühn (Hildesheim) 

Verhoeven 

Deringer 

Lenze (Attendorn) 

Dr. Weber (Koblenz) 

Dr. Didigans 

Majonica 

Werner 

Diebäcker 

Mengelkamp 

Wieninger 

Ehren 

Mick 

Dr. Willeke 

Dr. Even (Düsseldorf) 

Missbach 

Windelen 

Falke 

Müller (Aachen-Land) 

Winkelheide 

Franzen 

Müller (Remscheid) 

Wullenhaupt 

Dr. Gossel 

Neumann (Allensbach) 

Frau Dr. Pannhoff 

Dr. Zimmer 
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